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Leitsätze
für die der der baupolizeilichen Genehmigung von Leicht¬
knuten während der Zeit der llebergangswirtschaft in
Orten , in denen Wohnungsbedarf besteht, zu stellenden

Anforderungen.

1. Einfamilienbaracken (sogen. Wohnlauben).
Die Errichtung von Einfamilienbaracken (Wohnlauben)

wird , sofern sonstige polizeiliche Bedenken nicht entgegen¬
stehen, auch auf Grundstücken zuzulassen sein, die nicht an
einer im Bebauungsplan vorgesehenen Straße belegen
sind.

Die Einfamilienbaracken können bei einheitlicher Aus¬
führung zu zwei unter demselben Dache als Doppelbau
aneinander gebaut werden , dürfen aber an andere Arten
von Baulichkeiten nur dann angesetzt werden , wenn letztere
an der Anbauseite eine Brandmauer haben .

Jede Einfamiliendaracke mutz einen Abort erhalten.
Bon der Anlage besonderer Einrichtungen zur Beseiti¬

gung der Abfallstoffe kann abgesehen werden , wenn die
unbebaut bleibende , für die Verwertung der Abfallstoffe
in Betracht kommende Grundstücksfläche mindestens 150
Quadratmeter Grütze hat.

Als Unterlagen für den Antrag auf Erteilung der
Bauerlaubnis werden im allgemeinen genügen : ein Lage¬
plan . eine Skizze des geplanten Baues und eine kurze Be¬
schreibung des Bauvorhabens . Die Dauerlaubnis darf
nur auf Zeit , und zwar in der Regel auf höchstens 5 Jahre,
erteilt werden . Eine längere Benutzungsdauer ist nur
dann zu gestatten , wenn nach Ablauf der 5 Jahre die Lau¬
benbewohner Nachweisen, datz sie anderwärts eine feste
Wohnung haben . Eine -einmalige polizeiliche Abnahme
des Baues , und zwar vor seiner Ingebrauchnahme , er¬
scheint ausreichend.

In der Bauart eingeschossiger Einfamilienbaracken
kann weitgehende Freiheit von Vorschriften der Bauord¬
nungen gewährt werden ; nur werden trockene Lage des
Fußbodens , Standsicherheit der Wände , Widerstands¬
fähigkeit gegen Wetter und Temperatur und Dichtigkeit
der Dacheindeckungallgemein zu fordern fein.

Sofern zweigeschossige Baracken für denselben Zweck
sd. h. nur für eine Familie ) zur Anwendung kommen,
sind die technischen Bestimmungen der Sonderbauordnung
für Kleinhäuser zu beachten.

Werden Wohnlauben als eine einheitliche Siedlung
durch einen Unternehmer errichtet , gelten für diese Sied¬
lung die Vorschriften unter 2 über die Zufahrt und die
Wasserversorgung.

2. Wohnbaracken für zwei und mehr Familien.
Wohnbaracken für zwei und mehr Familien dürfen nur

auf solchen Grundstücken errichtet werden , die eine ge¬
sicherte Zufahrt für die Feuerwehr besitzen.

Die Zahl der bewohnten Geschosie ist auf 2 zu be¬
schränken.

Für die Gründung ist Mauerwerk nicht vorzuschreiben,
auch eine aestcherte Fundierung aus Pfählen (in Holz oder
anderem Material ) ist zuzulassen: doch mutz gefordert
werden , datz Schmutzablagerung unter dem Fußboden der
Wohnungen verhindert wird.

Für die Umfaffungswände . wenn sie ohne Holzzimme¬
rung ausgeführt .werden , genügt eine Stärke von 20
Zentimeter . Wo Fachwerk ohne Ausmauerung verwendet

wird , ist wenigstens einseitige feste Bekleidung (Zement,
! Gipsdielen , Drahtputz ) zu fordern . Die andere WanÄ-
! feite kann dann Bretterverkleidung erhalten , welcher auch
j Spalierlattenputz gleich zu erachten ist.

Als Zwischenwände der einzelnen Wohnungen genü¬
gen Bretterwände (Stülpverschalung , auch ohne Verriege¬
lung ) oder Putzwände (z. B . Druckspritzverfahren) .

Die Abtrennung der Wohnungen von einander mutz
in festem Material hergestellt werden , wozu auch Putz im
Druckspritzverfahren zu rechnen ist; es genügen % Stein
starke Wände , gegebenenfalls mit Eiseneinlage , oder eine

i gleich zu erachtende Ausführung.
Massive Trennungswände ohne Oeffnungen , wenn aruh

! nur in Vs Stein -Stärke , sind in eingeschossigen Baracken
mindestens zwischen je 2 Wohnungen oorzusehen. Zwei¬
geschossige Barackenbauten müssen Brandmauern in Ab-

! ständen von mindestens 40 Meter erhalten.
Verputz der Wände und Decken innerhalb der Woh¬

nungen ist nicht zu fordern , bei festen Wänden genügt
Fugenverstrich und Kalkanstrich. Bei zweigeschossigenBa¬
racken ist Zwischendecke zu fordern.

Fußböden sind für alle Wohnräume vorzuschreiben mit
der Erleichterung , daß auch ein gut ausgeführter Lehm¬
schlag genügt.

Als lichte Höhe der Wohnräume genügt in eingeschosii-
gen Baracken 2.80 Meter , in zweigeschossigen für das
obere Stockwerk 2,20 Meter.

Für die Schornsteine ist im allgemeinen massive Aus¬
führung erwünscht; sie ist vorzuschreiben für zweigeschos¬
sige Anlagen . Gegen die Anlage gemauerter Schornftein-
rohre an der Außenseite sind wegen Erleichterung ihrer
Vereinigung , wegen Versteifung der Frontwände und
wegen Warmhaltung der Wohnräume Bedenken nicht zu
erheben.

Als Dachdeckungsind auch nicht feuerfeste Stoffe , also
Pappe , Ruberoid u. bergt . zuzulassen. Bretter , Schindeln,

i Stroh , Rohr und andere nicht feuersichere Stoffe dürfen
| nur für vereinzelt in mehr als 25 Meter Abstand von an¬

deren Gebäuden zu errichtende eingeschossige Baracken mit
j nicht mehr als 6 Wohnungen zugelassen werden.

Zwischen Dachhaut und Wohnraumdecke mutz ein Zwi-
j schenraum von mindestens 60 Zentimeter (im Mittel ge-
! mesien) vorgeschrieben werden , seine Ausfüllung ist nicht
j zu fordern. Abfallrohre find nicht erforderlich

Dachrinnen können aus Brettern vorgenagelt werden,
vorausgesetzt, datz mindestens 50 Zentimeter Dachüber-

i stand vorhanden ist.
An Aborten ist für je zwei Familien mindestens einer

zu fordern . Falls nicht Kübelsystem angewendet wird , ist
eine wasierdichte, entlüftete Grube von höchstens % Kubik¬
meter Fassungsraum vorzuschreiben. Von Wohnräumen
müssen Abortzellen durch feste Wände von mindstens %
Stein -Stärke getrennt sein. Für ihre ausreichende Lüf¬
tung ist Sorge zu tragen.

Es können bis zu 4 Wohnungen an einer Treppe zuge¬
lassen werden ; doch sind hierbei die in der Sonderbauord¬
nung für Kleinhäuser enthaltenen Bauvorschriften zu be¬
achten.

Die Wafferoersorgung ist ficherzustellen; doch kann hier¬
bei auch die gesicherte Anfuhr in Tonnen oder Wasser¬
wagen genügen , sofern nicht Brunnen oder Zapfstellen in
der Nähe vorhanden find.
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genügen im allgemeinen offene (Stuben , trie  ausreichen¬
des (befalle baten urtb  so zu befestigen sind, daß eine regel¬
mäßige Reinigung möglich ist.

(für  die Beseitigung des Mülles und der Asche sind ge¬
schlossene feuerfeste Behälter , die über Terrain aufzustel-
len sind, vorzuschreiben, sofern nicht eine regelmäßige Ab¬
fuhr der sonst für jede Familtenwohnung vorzuschreiben¬
den geschlossenen Eimer stchergestellt ist.

Für die Errichtung von Wohnbarackcn für zwei und
mehr Familien bedarf es der baupolizeilichen Genehmi¬
gung entsprechend der maßgebenden Bauordnung.

Ist für eine Anlage die Bauerlaubnis erteilt , und
bietet der Antragsteller für einwandfreie Ausführung Ge¬
währ , so kann stch die Baupolizeibehörde bei späteren
gleichartigen Bauten mit der einfachen Anzeige begnügen.
Di« Bauerlaubnis darf nur auf Zeit erteilt werden . Ueber
einen Zeitraum von 10 Jahren ist dabei im allgemeinen
nicht hinauszugehen.

Es genügt auch für diese Baracken im allgemeinen eine
einmalige polizeiliche Abnahme . Sollen Trockenfristen
einyehalten werden und außer der Gebrauchsabnahme noch
eine besondere Rohbauabnahme erfolgen , so wird dies bei
Erteilung der Bauerlaubnis zum Ausdruck zu bringen
fein.

3. Barackenlager.
Die Weiträumigkeit von Barackenlagern ist abzu¬

stufen nach dem Grade der Feuersicherheft der Umfasiungs-
wändc und der Dächer, nach dem Stande des Feuerlösch¬
wesens am Orte , nach Windverhältnissen und nach dem
Vorhandensein einer Druckwaüerleitung u. dergl . Die
Fiontabstände sollen nicht unter 6 Meter betragen , wo¬
bei kleine Borbauten von 1.0 bis zu ein Sechstel der Front¬
länge der Einzelbi :racke mit nicht mehr als 3 Meter Ein¬
zellange zuzulassen sind. Die Wohnaassen müssen minde¬
stens alle 80 Meter untereinander Verbindungen in 2.5
Meter Breite erhalten.

Im allgemeinen darf die lleberbauung nicht mehr als
5a Prozent des Baugeländes betragen , und die Baracken
dürfen aneinander und an vorhandene Gebäude nicht
näher Heranrücken, als daß ihre notwendigen Fenster einen
Lickteinfall non 45 Grad bebalien Der unmittelbare
Anbau an vorhandene Gebäude darf nicht gestattet wer¬
den . vielmehr ist ein Mindestabstand von 5 Meter vorzu¬
schreiben .

Größere Barackenlager dürfen nur aus Grundstücken
errichtet werden , die Anschluß an Druckwasserleitung und
Kanalisation besitzen. Auch müssen sie an ein unterirdischse
.Kanalnetz angeschiosien werden.

Vorstehende Leitsätze für Errichtung von Wohnbarak-
kcn werden zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Offerten von Baracken-Bauanstalten können von der
Reaiernna in Wiesbaden bezw. dnrch den die Wohnnngs-
Aufsicht bearbeitenden Regierungs - und Baurot bezogen
werden.

Bad Homburg v. d. H.. den 7. 12. 18.
Der Landrat.
v. Marx.

Für den Vollzugsausschuß des Kreises.
R i nte ! e n.

Unter Bezugnahme auf meine Verfügung vom 31. 10.
ds . Is . K. A 1. 0001 betr . Strompreiserhöhung der Main-
Kraftwerke A. G. höchst a . M ., ersuche ich diejenigen
Herren Bürgermeister der Landgemeinden , welche mit der
Einsendung des Beschlusses der Gemeindekörperschaften
noch rückständig sind, um umgehende Erledigung.

Bad Homburg n. d. H.. den 7. 12. 1018.
Der Vorsitzende des Kreisausschusies.

von Marx.
Für den Vollzugsausschuß de« Kreise«.

R i n t e I « n.

p eloB iitmmtttng
der Reichsbekleidungsstelle über Aufhebung der Beschlag¬

nahme von Gastwirtswäsche . (Vom 7. Dezember 1918.) -
Aus Grund der Bundesratsverordnung über Befug¬

nisse der Rrichsbekleidungsftelle vom 22. März 1017 wird
folgendes bestimmt:

Die Bekanntmachung der Reichsbekleidungsstelle über
Beschlagnahme der im Besitze von Hotels , Gast- und
Schankwirtschaften und ähnlichen Betrieben sowie Wäsche¬
verleihgeschäften befindlichen Bett -, Haus - und Tisch¬
wäsche vom 25. August 1917 tritt mit dem 8. Dezember
1918 außer Kraft.

Berlin , den 7. Dezember 1918.
ReichsbeNeidungsstell ».

I . B .: Dr . Temper.

Bad Homburg v. d. H., den 9. 12. 18.
Wird veröffentlicht.

Der Vorsitzende des Kreisausschusies.
von Marx.

Für den Bollzugsausschuß de« Kreises.
R i n 1e l e n.

UnterMtzungskasie des Schuhwaren-Kleinhandels.
Betrifft:  Schuhhändler mit einem Friedensbezug un¬

ter Mk. 3000.—, die keine Zuteilung von Schuhwaren
erhalten.

Der Hauptverteilungsausschuß des Schuhhandels hat
in seiner Vollversammlung am 24. Oktober 1018 be¬
schlossen:

Schuhhändlern , die bei Kriegsausbruch lediglich
Kleinhandel mit Schuhwaren betrieben und in der Zeit

^vmn 1. Juli 1913 bis 30. Juni 1914 neue Schuhwaren
int Einkaufswerte von mehr als Mk. 1000. bezogen
haben , soll eine Unterstützung gewährt werden , unter der
Voraussetzung , daß sie durch den Hauptrerteilungsaus-
schuß nicht beliefert worden , keinen anderen gleichwertigen
Verdienst gefunden haben und sich bis spätestens zum 31.
Dezember 1918 melden.

Die Höhe der Unterstützung soll einheitlich festgesetzt
werden , sobald alle Meldungen vorliegen.

Es ergeht nunmehr
Aufforderung an alle Schuhwarenkleinhändler,

welche auf diese Unterstützung Anspruch machen, sich un¬
verzüglich

spätestens aber bis zum 31. Dezember 1918
bei der zuständigen Schuh-Handelsgesellschaft zu melden .

Zuständig ist die Schuhhandelsgrsellschaft , in deren Be¬
zirk der Antragsteller im Stichjahr 1913/14 seine geschäft¬
liche Niederlassung gehabt hat . Welche Schuhhandelsge¬
sellschaft dies ist, kann jeder Schuhhändler bei den Han¬
delskammern . Handwerkskammern oder Fachvereinen er¬
fahren.

Nachträgliche Meldungen können nicht berücksichtigt
werden.

Die Meldung soll enthalten:
1. Die Bescheinigung, daß der Antragsteller in der Zeit

vom 1. Juli 1913 bis 30. Juni 1914 lediglich Klein¬
handel mit Schuhwaren betrieben hat.

Darunter ist zu verstehen, daß neben Schuhwaren
keine anderen Hauptartikel geführt worden sind. Betriebe,
welche Schuhwaren nur nebenher geführt haben , kommen
für die Unterstützung nicht in Betracht . Dagegen schließt
der Betrieb des Schuhmacberhandwrrks neben dem Schub-
handsl die Unterstützung nicht aus.

2.  Die Bescheinigung, daß der Händler in der Zeit vom
1. Juli 1913 bis 30. Juni 1914 für mindestens Mk. 1000.
fabrikmäßig hergestellte neue Schuhwaren (nach dem Ein¬
kaufswerte berechnet) bezogen hat.

Der Nachweis kann durch Vorlage der Rechnungen
oder der ordnungsmäßig geführten Bücher oder nachträg¬
liche glaubwürdige Bestätigung des Li-eferanten geführt
werden.

J.
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mrfjx mit Schuhwaren beliefert wird, leinen anderen
gleichwertigen Perdienst gefunden hat . Die Unterstützung
wird nur im Bedürfnisfalle gewährt . Wer sein Geschäft
geschlossen hat , um einein anderen lohnenden Erwerb nach¬
zugehen, scheidet aus . Die Bescheinigung soll stch deshalb
darüber aussprechen, welchem Erwerbszweig der Händler
derzeit nachgeht und ob sein vermutliches Einkommen
daraus weniger als Mk. 30V0.— beträgt . Als Grundlage
kann die Veranlagung zur Einkommensteuer für das
laufende Steuerjahr dienen.

Die Bescheinigungen können bei den Gemeindebehörden
sowie bei den Handelskammern , Handwerkskammern oder
Schuhhandelsgesellschaften eingeholt werden.

Vordrucke zur Anmeldung sind bei den Schuhhandels¬
gesellschaften sowie unmittelbar beim Hauptverteilungs¬
ausschutz des Schuhhandels , Berlin C 2, Neue Friedrich-
stratze 23, erhältlich . ,

■ä&ttt » SjomVuxft x>. t >. H . , "cutn 9.
Wird veröffentlicht.

tL . \ &.

Berlin C 2, Neue Friedrichstr . 23, 31. Oft . 1918.
Hauptverteilungsausschutz des Schuhhandels.

Die Reichsabteilung.
gez.: Rechtsanwalt Moos.

Der Bsefitzende des Kreiemusschuffes.
von Marx.

Für deu Bollzugsausschutzdes Kreises.
R i n t e l e n.

Bad Homburg v. d. H., o. Dez. 1918.
Gemätz Verfügung des Kriegsministeriums Kriegsamt

ist das Kriegswirtschaftsamt Frankfurt a. M. mit dem 1.
d. M . aufgelöst.

Die Geschäfte des Kriegswirtschaftsanrts sind an die
LandwirtschaftlicheZweigstelle für Hessen und die Provinz
Hetzen-Rassau zu Frankfurt a. M. übergegangen.

Kriegswirtschaftsftelle des Obertannuskreises. .
« v . Marx.

An die Magistrate der Städte und die Herren Bürger¬
meister der Landgemeinden , sowie sä örtliche Wirtschafts-
ausschüsie des Kreises.

Am Areitag de» 13. Dezember 1918, abends
4 k Uhr findet im Speisdsaal des Kurhauses

eine große öffentliche

Volksversammlung
für Männer und Frauen statt.

Referent: Reichstagsabg. fieilir . Mttmann Cassel
Wir beehre»» uns hiermit alle Männer und Frauen

von Homburg und Umgebung sreuudlichst einzuladen.
Freie Diskussion.

Die vereinigten Sozialdemokratischen Wahl¬
vereine von Homburg und Umgebung.

i



Bekanntmachung.
Alle nicht ordnungsmäßig entlassenen sowie die einzeln von der

Krönt zurückkehrenden Kriegsteilnehmer werden gemäß Anordnung des
Herrn Ministers des Innern hiermit ausgefordert, binnen 24 Stunden
ihre Waffen auf der Kasernenwache abzugeben.

Zuwiderhandlungen werden bestraft.
Bad Homburg v. d H., den 6. Dezember 1918.

Der Magistrat . Der Arbeiterrat.
Lübke. - Walter.

Kurhaustheater Bad Bomburg.
Samstagj den 14. Dezember 19 l8 y abends 7 Uhr

des verstärkten Knr- und Sinfonieorchesters •

Leitung : Carl Ehrenlierg.
Xilwirkinjt: Frl . Gertrud Geyersbach

vom Nassauischen Landestheater , Wiesbaden , Sopran.

VORTRAGSFOLGE:
1. Ouvertüre zur Oper „Oberon“ . . C. M. v. Weber
2. Arie der Rezia aus der Oper „Oberon“
3. Sinfonie Nr. II in C-dur.
4. 3 Gesänge mit Orchester
5. Tod und Verklärung

C. M. v. Weber
Robert Schumann
Gustav Mahler
Richard Strauss,

Preise der Plätze s
Prosceniumsloge 5 M., I. Rangloge 4.50 M., Parkettloge 3 M,

Sperrsitz 3 M , 11. Rangloge 2 M., Stehplatz 2 M., 111. Rang res.
1.50 M., Gatlerie 1 M.

Vorverkauf an der. Theaterkasse im Knrhans

'StörtftletteT AngM ftrtS , Bai» Hamburga. V Q. — TSni

Durch die Verordnung des Rotes der Bolksbeaustragten und des Staatssekretärs deS
Reichsarbeitsomts vom 22. November 1918 über Ausdehnung der Bersicherungspflicht und
VersichernngSberechtigungin der Krankenversicherung(Reichs-Gesetzbl. S . 1321 sind

mit Wirkung vom Ä. Dezember 1918 ab
die nachstehend verzeichneten Persvnengruppeu auch dann nach den Vorschriften der Reichs-
versichet lingsvrdnnng krankenoersicherungspflichtig geworden, wenn ihr regelmästiger Jahres-
arbe.tsverdienst mehr alS 2500 m bis einlchlicßfich 5000 m . an Entgelt beträgt:

1. Betriebsbeamte, Werkmeister und andere Angesle'Ue in ähnlich gehobener Stel¬
lung sämtlich, wenn diese Beschäftigung ihren Hauptberuf bildet,

2. Handlnngsgehilsen und Gehilfen in Apotheken,
3. Bühnen - und Orcheslerwilglieder ohne Rücksicht ans den Kunstwert der Leistungen,
4. Lehrer und Erzieher,
5. Schisser auf deutschen Sersahrzeugen, soweit sie nicht unter die Atz 553 bis 553b

des Handelsgesetzbuches falle», sowie aus Fahrzeugen der Binnenschiffahrt.
Arbeiter, öehilfen und öelellen Reiben hranhenDerficfierungspflicfitig. ""-b

wenn ihr JahresarbeitSverdienst 5000 M. Übersteigt.
Die Arbeitgeber unseres Kaffenbezirks werden ersucht, die bei ihnen Beschäftigten

ivie vorstehend tinter l —5 ausgesührt, alsbald mittels oorgeschriebener Vordrucke bei un^
serer Geschäftsstelle ggg BOMburg. Ferdinandsstrast? 26 8—4 Uhr, oder bei unseren
Ladestellen in !frieÖrlctlS9orf Mittwochs 9 —11, Samstags 11— 1 Uhrs und NüppeM
(Mittwochs I 3 Uhr) anzuwklden Auch die bisher freiwiaig weiterversicherten Personen,
di? nach den obigen Bestimmungen wieder versicherungspfiichtig geworden sind, sind von
ihren Arbeitgebern wieder anzumelden, Unterlassung oder Verzögerung der Meldungen
ist strafbar.

Mitglieder , welche in der Zeit seil Beginn des Krieges wegen Ueberschreitung der
Einkommensgrenze von 2500 M . aus unserer Kaffe ausgeschieden sind, können binnen 6
Wochen ihre Wiederanfnahme als Mitglieder gemäst 8 313 R . V. O . beantragen , sofern
sie beim Ausscheiden zur Weiterversicherung berechtigt waren und nicht jetzt nach der obigen
Berordnung versicherungspflichtigsind. Die Kasse kann die sich zum Beitritt Meldenden
ärztlich untersuchen laffen. Eine Erkrankung, die beim Wiedereintritt bereits besteht, be-
gründet für diese Krankheit keinen Anspruch aus Kaffenleistungen.

Die Atz 178 und 314 Abs. 2 der R . V. O ., nach denen die Bersicherungsberech-
tigung erlosch, wenn das regelmäßige jährliche Gesamteinkommen 4000 M . überstieg, sind
ansgehoben.

Bad Nomburgv. d. n , tai l0. Dezember 1918.
Der Bprstnnd.

Blenkner.

Gute Milchziege
)U kaufen gelucht. Angebote!.»ter U.
8 . 12 an die Geschästsstelle ds. Blattes.

Pferde
werden sauber und billig geschoren.
Näheres Hinter d . Goldnen Rose.

und « erlag derjBrichdruckereiC- I . TchiS Sohn. Ftthaüe' L. Frendenm- N..
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